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Warum wir die Schlichtung und ihr Ergebnis ablehnen und
für einen gemeinsamen Kampf von GDL und EVG sind.

Die  Deutsche  Bahn  AG  hat  nach  dem  Scheitern  der  Tarifverhandlungen  mit  der  EVG  eine
Schlichtung vorgeschlagen – der BuVo folgte mehrheitlich der Empfehlung des Vorstandes darauf
einzugehen. Das Ergebnis der Schlichtung soll danach urabgestimmt werden.
Wir lehnen das ab und sagen:

- Nein zur Schlichtung! Das Verfahren ist bereits formal undemokratisch. Am Ende reichen 25 %
aller  abstimmenden  EVG-Mitglieder  um das  Ergebnis  anzunehmen,  während  es  75% ablehnen
müssen, um in einen Erzwingungsstreik zu treten. Kolleg:innen, die unter den EVG-Tarifvertrag
fallen, werden ausgeschlossen, wenn sie in der GDL oder in keiner Gewerkschaft sind.
Wir fordern den Abbruch des Verfahrens und eine Urabstimmung JETZT und schnellstmöglich über
den Erzwingungsstreik – und zwar bei allen Unternehmen, für die verhandelt wurde und wird. Der
Transdev-Abschluss kann nicht das Ziel sein – Keine Kompromisse und keine Verschlechterung: 12
%,  mindestens  650  Euro,  1  Jahr  Laufzeit!  Das  Schlichtungsverfahren  bedeutet  weitere
Geheimgespräche und Intransparenz hinter verschlossenen Türen. Wir geben in so einem Verfahren
nicht nur die Kontrolle an gewerkschaftliche Verhandlungsführer:innen ab, die wir auch schon nicht
wählen können, sondern auch an Schlichter:innen aus der Politik, die die immer auch das „Wohl des
Konzerns“ im Auge behalten werden.

- Anstatt uns Gegeneinader aufzustacheln und spalten zu lassen treten wir für die Zusammenarbeit
zwischen EVG- und GDL-Kolleg:innen ein. Es braucht den unmittelbaren gemeinsamen Streik von
beiden Gewerkschaften, dass kann nur von uns Bahner:innen selbst kommen, weder Burkert, noch
Weselsky wollen das.

-  Statt  einem  undemokratischen  Schlichtungsverfahren,  das  immer  auch  die  Leiden  des
Managements  berücksichtigen  muss,  brauchen  wir  einen  Streik,  der  unter  unserer  direkten
Kontrolle liegt. Auch wenn es diesmal viel transparenter läuft als 2020 ist das trotzdem nicht genug.
Tarifkommission  und  zu  bildende  Streikkomitees  müssen  direkt  wähl-  und  abwählbar  sowie
rechenschaftspflichtig sein,  auf Betriebsversammlungen muss abgestimmt werden, wie gekämpft
wird.  Annahme /  Ablehnung  des  Ergebnisses  nach einfacher  Mehrheit!  Volle  Transparenz:  Wir
wollen  Einsicht  in  aller  Verträge  und  Verhandlungsstände  mit  allen  Unternehmen  und
Gewerkschaften.

- Binden wir Reisende und Pendler:innen besser ein! Es braucht eine Kampagne unter Fahrgästen
und die Forderungen, dass nicht sie mit Fahrpreiserhöhungen die Zeche zahlen. Wir müssen klar
machen,  dass  höhere  Löhne  für  das  Bahnpersonal  eine  höhere  Qualität  für  den  Bahnbetrieb
bedeutet. Der DGB steht hier in der Verantwortung eine Solidaritätskampagne zu fahren, die allen
klar macht, warum der Streik der Bahner:innen unterstützt werden muss! Keine Abmahnung für
Kolleg:innen, die wegen bestreikten Züge nicht zur Arbeit kommen! Genauso müssen EVG und
GDL Arbeitskämpfe anderer Gewerkschaften unterstützen!
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